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Gemeindetag bewertet GATS-Verhandlungsangebote der EU-Kommission als einigermaßen zufriedenstellend

Wasserversorgung und Abwasserreinigung bleiben in der Hand der Gemeinden

Stuttgart. Einigermaßen zufrieden mit den vorläufigen Ergebnissen zu den GATS-Verhandlungen ist der Hauptgeschäftsführer des Gemeindetags Baden-Württemberg, Dr. Christian O. Steger. Der größte kommunale Landesverband mit 1.063 Mitgliedsgemeinden und -städten hatte verlangt, dass Dienstleistungen im Rahmen der Daseinsvorsorge nicht privatisiert werden müssen, sondern in bewährter kommunaler Hand bleiben können.

Übereinstimmend teilen die Parlamentarische Staatssekretärin im Bundesentwicklungshilfeministerium, Dr. Uschi Eid MdB, und der Deutsche Städte- und Gemeindebund dem Gemeindetag soeben mit, dass die Europäische Union keine Verhandlungsangebote zur Liberalisierung des Wassermarktes gemacht habe. Bei der Abwasserreinigung gibt es Vorbehaltsregelungen. 

„Bereiche wie das öffentliche Gesundheitssystem, die Wasserversorgung, Abwasserbehandlung und Abfallentsorgung, aber auch Bildung und Tourismus können nicht generell privatisiert werden. Wir möchten sicherstellen, dass die Bürger auf diese Dinge unmittelbaren Einfluss ausüben können,“ sagte Steger. Das sei am besten dadurch zu gewährleisten, dass die Aufgaben bei Städten, Gemeinden und Landkreisen bleiben.

Das müsse, so Steger, nicht bedeuten, dass die öffentlichen Hände diese Aufgaben immer selbst erledigten. Oft biete sich eine kommunale Zusammenarbeit – etwa in gemeinsamen kommunalen Unternehmen und Zweckverbänden – oder eine Erledigung in kommunalem Auftrag an. Die Bürger müssten sich jedoch darauf verlassen können, dass ihre Gemeinde eine Aufgabenerledigung zu vernünftigen, demokratisch mitbestimmten Konditionen gewährleiste.

In den aktuellen GATS-Verhandlungen (General Agreement on Trade in Services) geht es um die fortschreitende Liberalisierung des Dienstleistungssektors. Der Gemeindetag Baden-Württemberg hatte bereits im Januar die Bundestagsabgeordneten aus Baden-Württemberg aufgefordert, sich für den Erhalt der bewährten kommunalen Dienstleistungen im Rahmen der Daseinsvorsorge einzusetzen. Das scheint jetzt zumindest für einige wichtige Bereiche gelungen zu sein. Die Verhandlungsführung durch die EU-Kommission werde aber, so der Gemeindetag, weiter kritisch zu begleiten sein.
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http://europa.eu.int/comm/trade/services/pr290403_en.htm
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